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Gefeß-Sammlung 
f für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— — Nr. 2 Bir — 


(Ir. 5025.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Dezember 1858., betreffend die Genehmigung der 
von der Saarbruͤcker Eiſenhuͤttengeſellſchaft beabſichtigten Herſtellung und 
Benutzung einer Eiſenbahn von der nach dem Burbachthale fuͤhrenden Zweig⸗ 
bahn der Saarbruͤcker Eiſenbahn nach ihren Etabliſſements bei dem Dorfe 
Ca Burbach und weiter nach der Saar. 

ch will nach Ihrem Antrage vom 3. Dezember d. J. zu der von der Saar- 
brücker Eiſenhuͤttengeſellſchaft beabſichtigten Herſtellung und Benutzung einer 
Eiſenbahn von der nach dem Burbachthale fuͤhrenden Zweigbahn der Saar⸗ 
bruͤcker Eiſenbahn nach ihren Etabliſſements bei dem Dorfe Burbach und wei⸗ 
ter nach der Saar nach Maaßgabe des Mir vorgelegten Planes hierdurch 
Meine Genehmigung unter der Bedingung ertheilen, daß: 1) die gedachte 
Eiſenhuͤttengeſellſchaft ſich verpflichtet, die für den öffentlichen Verkehr noͤthigen 
Vorrichtungen zum Ein- und Ausladen der Schiffe bei der beregten Zweig⸗ 
bahnanlage, ſowie die übrigen in Folge der Bahnanlage erforderlich erachteten 
Uferbauten an der Saar nach der näheren Anordnung der zuſtändigen Behoͤr⸗ 
den auf ihre Koſten auszufuͤhren und zu unterhalten; 2) anderen Unternehmern 
ſowohl der Anſchluß an die Bahn mittelſt Zweigbahnen, als auch die Be— 
nutzung der Hauptbahn gegen zu vereinbarende, event. von Ihnen feſtzuſetzende 
Fracht⸗ oder Bahngeldſätze vorbehalten bleibt; 3) ſaͤmmtliche obige Anlagen in 
einer von Ihnen zu beſtimmenden Friſt hergeſtellt werden. Zugleich beſtimme 
Ich, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. No⸗ 
vember 1838. ergangenen Vorſchriften uͤber die Expropriation auch auf das 
in Rede ſtehende Unternehmen Anwendung ſinden ſollen. 

Dieſer Erlaß it durch die Geſetz-Sammlung zu veroͤffentlichen. 
Berlin, den 13. Dezember 1858. 


i Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
; v. d. Heydt. 
An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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Aus gegeben zu Berlin den 25. März 1859, 
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(Nr. 5026.) Konzeſſions-Urkunde, betreffend den Bau einer Bruͤcke über den Lennefluß bei 
Letmathe im Kreiſe Iſerlohn. Vom 31. Januar 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen: 


Nachdem eine Geſellſchaft für den Bau einer Bruͤcke úber den Lenne- 
fluß bei Letmathe, Kreiſes Iſerlohn, ſich gebildet und die Genehmigung zu die— 
ſem Bau und zur Erhebung eines Bruͤckengeldes nachgeſucht hat, wird ihr 
ſolche unter folgenden Maaßgaben hierdurch ertheilt: 


1) Behufs Erwerbung der fuͤr die Bruͤcke nebſt Zubehoͤr erforderlichen 
Grundſtücke wird der Geſellſchaft das Expropriationsrecht, vorbehaltlich 
der Entſcheidung des Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten uͤber die Anwendung deſſelben, bewilligt. Auch wird ihr die 
Befugniß zur Gewinnung von Bau- und Unterhaltungs-Materialien nach 
Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Beſtimmungen bei— 

elegt. 

2 Der Geſellſchaft wird ferner das Recht verliehen, ein Bruͤckengeld nach 
Maaßgabe des angeſchloſſenen Tarifs zu erheben. 

3) Die fuͤr die Staats-Chauſſeen jederzeit geltenden polizeilichen Beſtim⸗ 
mungen finden auf dieſe Bruͤcke ebenfalls Anwendung. 

In Betreff der Bruͤckengeld-Uebertretungen find die allgemeinen ges 
ſetzlichen Vorſchriften maaßgebend. 

4) Die Geſellſchaft hat dagegen die Verpflichtung: 

a) die Bruͤcke nach dem von der Staatsverwaltung genehmigten Plane 
und Anſchlage und unter Aufſicht derſelben innerhalb zwei Jahren 
nach Ertheilung dieſer Genehmigung zu vollenden; ferner an der 
von der Regierung feſtgeſetzten Stelle die zur Erhebung des 
Bruͤckengeldes erforderliche Empfangsſtaͤtte einzurichten; 

b) die Bruͤcke in vollkommen tuͤchtigem, zu allen Jahreszeiten bequem 
fahrbarem Zuſtande zu erhalten, wobei ſich die Geſellſchaft den 
Beſtimmungen und der Kontrolle der Staatsbehoͤrde unterwirft; 

c) nach Vollendung des Baues einen Reviſionsanſchlag aufnehmen 
zu laſſen und der Regierung zur Feſtſtellung einzureichen; 

d) úber Einnahme und Ausgabe vollfiandige Rechnung zu führen 
und dieſelbe nebft einem Berichte Aber den Stand des Unterneh: 
mens der Regierung zur Pruͤfung alljaͤhrlich vorzulegen. 

Sollte die Staatsbehoͤrde ein konzeſſionswidriges Verfahren oder 
eine unwirthſchaftliche Verwaltung wahrnehmen, ſo iſt ſie befugt, abaͤn— 
dernd einzuſchreiten und zur Durchführung ihrer Anordnungen noͤthigen— 
falls Zwangsmaaßregeln anzuwenden, auch nach Befinden die Hebeftelle 
unter ihre Verwaltung zu ſtellen. 

Jedes 


FE Beer 


Jedes gerichtliche Verfahren ift hierbei ausgeſchloſſen, und der Ge⸗ 
ſellſchaft ſteht gegen diesfaͤllige Verfuͤgungen nur der Weg der Be— 
ſchwerde offen. 


5) Kann insbeſondere mit den vorhandenen Einnahmen und dem ſtatuten— 


mäßig zu bildenden Reſervefonds die unter 4. b. vorgeſchriebene Inſtand— 
haltung der Bruͤcke nicht bewirkt werden, und iſt die Geſellſchaft auch 
innerhalb ſechs Wochen nach erhaltener desfallſiger Aufforderung der 
Regierung nicht dazu uͤbergegangen, die Inſtandhaltung durch außeror⸗ 
dentlichen Zuſchuß oder Aufnahme eines Darlehns ins Werk zu ſetzen, 
ſo muß ſie ſich gefallen laſſen, daß die Regierung die Einnahme ſofort 
unter ihre Verwaltung ſtellt. 


6) Es ſteht dem Staate jederzeit die Befugniß zu, am Schluſſe des naͤch⸗ 


ften Rechnungsjahres und nach vorgaͤngiger ſechsmonatlicher Kündigung 
die Bruͤcke nebſt Zubehör in fein Eigenthum zu übernehmen und die Ge⸗ 
ſellſchaft aufzuloſen. Als Entſchaͤdigung wird der Geſellſchaft in einem 
ſolchen Falle derjenige Theil der durch den Reviſionsanſchlag (Nr. 4. c.) 
feftgeftellten Baukoſten gewährt, welcher noch nicht aus der Bruͤckengeld⸗ 
Einnahme erſtattet iſt. 

Der Reſervefonds wird zunaͤchſt zu dieſer Entſchaͤdigung verwendet. 


7) Es bleibt ausdruͤcklich vorbehalten, fuͤr alle Entſchaͤdigungen, welche in 


Folge der Bruͤckenanlage gegen den Staat geltend gemacht werden ſoll— 
ten, die Geſellſchaft in Anſpruch zu nehmen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 


tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 31. Januar 1859. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


rf, 


nach welchem das Brückengeld auf der Brücke über die Lenne 


bei Letmathe zu erheben iſt. 
Vom 31. Januar 1859. 


E. werden entrichtet: 


A. 


(Nr. 5026.) 12 


von jedem Fußgaͤng er „ — Sgr. 3 Pf. 

vom Fuhrwerk, einſchließlich der Schlitten: ; 

J. zum Fortſchaffen von Perſonen, für jedes Zugthier. Le Zog z 
: . zum 
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II. zum Fortſchaffen von Laſten (zwei⸗ oder vierraͤdrigen 


C. 


Karren oder Wagen), 
a) von beladenem, d. h. von ſolchem, worauf ſich, 
außer deffen Zubehör und außer dem, Futter für 
hoͤchſtens drei Tage, an anderen Gegenſtaͤnden 
mehr als zwei Zentner befinden, fuͤr jedes Zug⸗ 
r attert ECKER, Aen). am 1 Sgr. — Pf. 
b) von unbeladenem, für jedes Zugthier oeoo aan BE 


von unangeſpannten Thieren: 
a) 2 jedem Pferde mit oder ohne Reiter, oder 


ir . Ac — A D wers 788 

b) von jedem Stuͤck Rindvieh oder Efel......... „ 
c) von einem Fohlen, Schaaf, Kalb, Schweine oder 

einer Ziege 4 ee e 


Befreiungen. 


Bruͤckengeld wird nicht erhoben: 


1) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Königlichen 


2 


Hauſes oder den Koͤniglichen Geſtuͤten angehören; 
von Militair aller Grade und von Militairbeamten in Uniform; von 
nicht uniformirten Militairbeamten auf die Beſcheinigung der vorgeſetz⸗ 
ten Behörde, daß der Uebergang in Dienſtangelegenheiten geſchehe; fo: 
wie von Reſerviſten, Landwehrmaͤnnern und Rekruten auf dem Wege zu 
ihrem Korps, oder zur Uebung, und von da zuruͤck, wenn ein Unteroffi- 
zier oder Offizier in Uniform ſie fuͤhrt, oder wenn ſie ſich durch die 
Einberufungsorder oder den Reſervepaß ausweiſen; 

von Armeefuhrwerken und Fuhrwerken und Thieren, welche Mili— 
tair auf dem Marſche bei ſich fuͤhrt; von Pferden, welche von Offizie⸗ 
ren oder in deren Kategorie ſtehenden Militairbeamten im Dienſt und in 
Dienſtuniform geritten werden; imgleichen von den unangeſpannten etats⸗ 
maͤßigen Dienſtpferden der Offiziere, wenn dieſelben zu dienſtlichen Zwecken 
die Offiziere begleiten oder beſonders gefuͤhrt werden, jedoch im letzteren 
Falle nur, ſofern die Führer ſich durch die von der Regierung ausge— 
ſtellte Marſchroute, oder durch die von der oberen Militairbehoͤrde er- 
theilte Order ausweiſen; 
von Staatsbeamten, welche in Uniform find, oder ſich daruͤber auswei— 
ſen, daß der Uebergang in Dienſtangelegenheiten ſtattfindet; desgleichen 
von Geiſtlichen und den ſie begleitenden Kirchendienern, welche Behufs 
Verrichtung kirchlicher Amtshandlungen die Bruͤcke zu Fuß benutzen; 

von Fuhrwerken und Thieren, deren mit Freikarten verſehene öffent- 
liche Beamte auf Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchaͤftsbezirke, oder Pfar⸗ 
rer bei Amtsverrichtungen innerhalb der Parochie ſich bedienen; 

4) von 
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4) von Perſonen, Thieren und Fuhrwerken, welche bei Feuersbruͤnſten, 
Waſſerfluthen und ähnlichen Nothſtaͤnden zur Huͤlfe eilen; 

5) von Civilgefangenen und deren Begleitung; 

6) von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell-, Kariol- und Reitpoſten 
nebſt Beiwagen; imgleichen von oͤffentlichen Kourieren und Eſtafetten 
und von allen, von Poſtbefoͤrderungen leer zuruͤckkehrenden Wagen und 
Pferden; ) 

7) von Fuhrwerken und Thieren, mittelft deren Transporte für unmittelbare 
Rechnung des Staats geſchehen, auf Vorzeigung von Freipaͤſſen; von 

Vorſpannfuhren auf der Hin- und Ruckreiſe, wenn fie fih als folde 
durch die Beſcheinigung der Ortsbehörde, ingleichen von Lieferungsfuh⸗ 
ren, ebenfalls auf der Hin- und Ruͤckreiſe, wenn ſie ſich als ſolche durch 
den Fuhrbefehl ausweiſen; | ` ; 

8) von landwirthſchaftlichen Fuhren der Eingeſeſſenen zu Stenglingſen und 
95 Gemeinde Letmathe, ſowie von Muͤhlenfuhren der Einwohner zu 

enna; es 

9) von Kirchengaͤngern und Schulkindern, ſowie von Kirchen- und Leichen- 
fuhren innerhalb der Parochie; ; 

10) von Fuhrwerken, die Chauffeebau- Materialien anfahren, ſofern nicht durch 
die Miniſter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und der Fi⸗ 
nanzen Ausnahmen angeordnet werden; 

11) von den durch ihre Uniform oder ſonſt legitimirten Beamten der Ber— 

giſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahnverwaltung, von den Inhabern von Freifahr⸗ 
ſcheinen der letzteren, ſowie von Freikarten des Deutſchen Eifenbahnver- 
eins (Vereinskarten der Eiſenbahn-Direktoren und Oberbeamten), von 
den mit Legitimationskarten verſehenen Eiſenbahnarbeitern, endlich von 
denjenigen Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte fuͤr un⸗ 
mittelbare Rechnung der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahnverwaltung ge— 
ſchehen, auf Vorzeigung von Freipaͤſſen, welche von der Eiſenbahn-Di⸗ 
rektion zu Elberfeld ausgefertigt worden ſind. 


Die Reviſion des Tarifs von drei zu drei Jahren wird vorbehalten. 
Gegeben Berlin, den 31. Januar 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


v. d. Heydt. v. Patow. 


(Nr. 5026—5027.) (Nr. 5027.) 


„ 


(Nr. 5027.) Privilegium zur Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen über eine 
Anleihe der Stadt Muͤlheim a. d. Ruhr von 200,000 Thalern. Vom 
7. Februar 1859. N 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


ertheilen, nachdem der Magiſtrat und die Stadtverordneten-Verſammlung zu 
Muͤlheim a. d. Ruhr darauf angetragen haben, zum Zweck der Betheiligung 
bei dem Baue der unterm 21. Juni 1858. konzeſſionirten Eiſenbahn von Dort- 
mund und Witten uͤber Bochum, Steele, Eſſen und Muͤlheim a. d. Ruhr 
einerſeits nach Duisburg und zum Rheine, andererſeits nach Oberhauſen, ſowie 
zur Beftreitung der Koſten mehrerer gemeinnügiger Bauten, die Aufnahme eines 
Darlehns von 200,000 Thalern, geſchrieben zweihundert tauſend Thalern, ge- 
gen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener 
Obligationen zu geſtatten, und bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadt- 
gemeinde ſowohl als der Glaͤubiger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, in 
Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwaͤrtiges 
Privilegium die landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obli— 
gationen unter nachſtehenden Bedingungen: 


1) Es werden 2000 Scheine von je 100 Thalern ausgeſtellt und in zwei 
Serien von je 100,000 Thalern nach und nach ausgegeben. 

2) Für jede Serie wird von dem Magiſtrate und der Stadtverordneten— 
Verſammlung vorbehaltlich der Genehmigung der Regierung zu Duͤſſel— 
dorf der Zinsfuß beſtimmt werden, zu welchem der Betrag jeder Serie 
verzinſet werden ſoll. 

Die Zinſen werden in halbjaͤhrlichen Terminen gezahlt. Zur Til- 
gung der Schuld wird jaͤhrlich ein halbes Prozent von dem Kapital⸗ 
betrage der emittirten Obligationen nebſt den Zinſen der eingeloͤſten Obli- 
gationen verwendet; der Stadt bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungs⸗ 
fonds mit Genehmigung der Regierung zu Duͤſſeldorf zu verſtaͤrken und 
dadurch die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. Den Inhabern 
der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen die Stadt zu. 

3) Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til⸗ 
gung der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird von der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung eine Schuldentilgungs-Kommiſſion gewaͤhlt, welche 
für die Befolgung der Beſtimmungen des gegenwärtigen Privilegiums ver⸗ 
antwortlich und für die treue Befolgung der Vorſchriften von der Ne- 
gierung in Duͤſſeldorf in Eid und Pflicht zu nehmen iſt. Dieſelbe ſoll 
aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen eines aus der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung und die beiden anderen aus der Buͤrgerſchaft zu erwaͤh— 


len ſind. 
4) Die 
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4) Die Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern von 1. bis 2000. 
nach dem beiliegenden Schema ausgefertigt, von dem Buͤrgermeiſter und 
den Mitgliedern der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion unterzeichnet und von 
dem Rendanten der Gemeindekaſſe kontraſignirt; denſelben iſt ein Abdruck 
dieſes Privilegiums beizufuͤgen. 

5) Den Obligationen werden fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre zehn Zinskupons, 
auf denen der Betrag der in den darin beſtimmten halbjaͤhrigen Termi⸗ 
nen zahlbaren Zinſen eingetragen iſt, nach dem anliegenden Schema bei— 


egeben. 

6) Mit dem Ablaufe dieſer und jeder folgenden fuͤnfjaͤhrigen Periode wer: 

den, nach vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachung, neue Zinskupons durch 
die Gemeindekaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausgegeben, und 
daß dies geſchehen, wird auf den Obligationen vermerkt. 

Die Kupons werden von dem Buͤrgermeiſter, der Schuldentilgungs⸗ 
Kommiſſion und dem Rendanten der Gemeindekaſſe unterſchrieben. 

7) Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung des Zinskupons der Be⸗ 
trag deſſelben an den Vorzeiger durch die Gemeindekaſſe bezahlt. Auch 
werden die faͤlligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Gemeinde⸗ 
kaſſe, namentlich auch bei Entrichtung der Kommunalſteuern, in Zahlung 
angenommen. i 

8) Die Zinskupons werden unguͤltig und werthlos, wenn fie nicht inner- 
halb der im Geſetze vom 31. März 1838. vorgeſchriebenen Verjaͤhrungs⸗ 
friſt zur Zahlung praͤſentirt werden; die dafuͤr ausgeſetzten Fonds ſollen 
nach Beſtimmung der ſtaͤdtiſchen Behoͤrden zu gemeinnuͤtzigen Zwecken 
verwendet werden. 

9) Die Nummern der nach dem Obigen sub Nr. 2. zu tilgenden Obliga⸗ 
tionen werden jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei 
Monate vor dem Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht. 

10) Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Buͤrgermeiſters durch 
die Schuldentilgungs⸗-Kommiſſion in einem vierzehn Tage vorher zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publikum 
der Zutritt geſtattet iſt. 

11) Ueber die Verlooſung wird ein von dem Buͤrgermeiſter und den Mit- 
gliedern der Kommiſſion zu unterzeichnendes Protokoll aufgenommen. 
12) Die Auszahlung der ausgelooften Obligationen erfolgt an dem dazu be- 
ſtimmten Tage nach dem Nominalwerthe durch die Gemeindekaſſe an 
den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit die⸗ 
fem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. Mit 
letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine faͤl— 
ligen Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag 
der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung 

dieſer Kupons verwendet. 

13) Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, die nicht bin— 

nen drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt 
werden, follen der Verwaltung der ſlaͤdtiſchen Sparkaſſe als zinstragen⸗ 
des Darlehn uͤberwieſen werden. Die ſolchergeſtalt deponirten Kapital⸗ 

Gr. 5027.) betrage 


we CS, eiert 


betrage dürfen nur auf eine von der Schuldentilgungs-Kommiffion fon- 
traſignirte Anweiſung des Buͤrgermeiſters zu beſtimmungsmaͤßiger Wer- 
wendung an den Rendanten der Gemeindekaſſe verabfolgt werden. Die 
deponirten Kapitalbetraͤge ſind den Inhabern jener Obligationen laͤng⸗ 
ſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligation bei der Gemeinde⸗ 
kaſſe durch diefe auszuzahlen. Die durch die Depofition bei der Spar: 
kaſſe erwachſenen Zinſen jener Kapitalbetraͤge kommen der Kommunal- 
kaſſe zu Gute. 


14) Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einlöͤſung vorgezeigten Obli⸗ 


gationen find in der nach der Beſtimmung unter 9. jahrlich zu erlaſſen⸗ 
den Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die 
Obligationen, dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht 
binnen dreißig Jahren nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorge: 
zeigt, auch nicht, der Beſtimmung unter Nr. 17. gemaͤß, als verloren 
oder vernichtet, zum Behufe der Ertheilung neuer Obligationen binnen 
dieſer Friſt angemeldet, ſo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen 
als getilgt angeſehen werden, und die dafür deponirten Kapitalbeträge 
der ſtaͤdtiſchen Verwaltung zur Verwendung gemeinnuͤtziger Zwecke anz 
heim fallen. 


15) Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadt Muͤl⸗ 


46) 
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— 


D 


heim a. d. Ruhr mit ihrem gefammten Vermögen und ihren ſaͤmmtlichen 
Einkuͤnften, und kann die Stadt, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten 
Obligationen nicht zur rechten Zeit bezahlt werden, auf Zahlung derfel- 
ben von den Glaͤubigern gerichtlich verfolgt werden. 
Die unter Nr. 6. 9. 10. und 14. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
erfolgen durch die Rhein⸗ und Ruhrzeitung, durch die Coͤlniſche Zeitung 
und durch die Amtsblaͤtter oder oͤffentlichen Anzeiger der Regierungen 
zu Duͤſſeldorf und Arnsberg. Geht eines dieſer Blätter ein, fo ſollen 
die uͤbrig bleibenden Blatter fo lange genuͤgen, bis die ſtaͤdtiſchen Be- 
hoͤrden mit Genehmigung der Regierung zu Duͤſſeldorf ein anderes Blatt 
beſtimmt haben. 

In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Bing- 

kupons finden die erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden Beſtimmungen, 

namentlich die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug 
habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des 

Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspa⸗ 

piere SS. 1. bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen An- 

wendung: 

a) die im $. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdtiſchen Schul⸗ 
dentilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle die⸗ 
jenigen Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der ange- 
führten Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die 
Verfuͤgungen der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an die 
Regierung zu Duͤſſeldorf ſtatt; 

b) das im FH. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Kreisgerichte zu 
Duisburg; 

c) die 


1 


c) die in den H. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachun⸗ 
gen ſollen durch die unter Nr. 16. angeführten Blaͤtter geſchehen; 

d) an die Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine 
follen acht, an die Stelle des im §. 8. erwähnten achten Zins⸗ 
zahlungstermins ſoll der zehnte treten. 

Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwaͤrtige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
unter dem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den In⸗ 
habern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung 
von Seiten des Staats zu bewilligen, oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 

Gegeben Berlin, den 7. Februar 1859. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Flottwell. v. d. Heydt. v. Patow. 


Obligation der Stadt Mülheim a. d. Ruhr 


Sen ef e e 
Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums voenn 
(Geſetz- Sammlung für 185. Stück. ) 
f über 


Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Die Endesunterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom 
Ee hierzu ausdruͤcklich ermächtigt, beurkunden und bekennen ber, 
mit, daß der Inhaber dieſer Obligation die Summe von 

Einhundert Thalern Preußiſch Kurant, 
peret egiang fie beſcheinigen, an die Stadt Mülheim a. d. Ruhr zu for: 
ern hat. 

Die Zinſen dieſes Kapitals werden mit vom Hundert am . ten 
3 . und AM en.. . eines jeden Jahres fällig und 
nur gegen Ruͤckgabe der ausgefertigten halbjaͤhrigen Zinskupons gezahlt. Das 
Kapital wird durch Amortiſation getilgt werden, weshalb eine Kuͤndigung von 
Seiten des Glaͤubigers nicht zuláffig iſt. Die näheren Beſtimmungen find in 
dem umſtehend abgedruckten Privilegium enthalten. 

Mülheim a. d. Ruhr, den en 18.. 


Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſton. 


Eingetragen Kontrolbuch Fol. ..... 


Der Buͤrgermeiſter. ö ; 
Hierzu find die Kupons 
ausgereicht. 


Der Gemeinde⸗Empfaͤnger. 


Jahrgang 1859. (Nr, 50275028.) ; 13 (Erfter) 


2. eg 
(Erſter) Kupon 


Ser. më Diti⸗ g. 244. K 
s g uͤber 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 

Inhaber dieſes empfaͤngt am —-—— 00. 18.. an halbjaͤhrigen Zinſen 
der oben genannten Obligation für die Zeit vom nn bis 
„ aus der Gemeindekaſſe der Stadt Muͤlheim a. d. Ruhr 
Nee Thaler. ; 

Mülheim a. d. Ruhr, den enn 18. 

Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſion. 
Einget ele 2 der Kontrole, 
D Der Bürgermeister. Der Gemeinde-Empfaͤnger. 


Dieſer Kupon wird nach dem Geſetze vom 
31. März 1838. ungültig und werthlos, wenn 
deffen Geldbetrag nicht bis zm 
erhoben iſt. 


(Nr. 5028.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Februar 1859., betreffend die Genehmigung der 
von dem 22. Generallandtage der Oſtpreußiſchen Landſchaft beſchloſſenen 
zuſaͤtlichen Beſtimmungen zu dem Revidirten Oſtpreußiſchen Landſchafts⸗ 
Reglement vom 24. Dezember 1808. und den Ergaͤnzungen deſſelben. 


I. den Bericht vom 15. Februar d. J. ertheile Ich den, in der wiederum 
A zuruͤckerfolgenden Anlage zuſammengeſtellten zufáglichen Beſtimmungen zu dem 
Revidirten Oſtpreußiſchen Landſchaftsreglement vom 24. Dezember 1808. und 
den hierzu ergangenen Ergaͤnzungen, in Gemaͤßheit der Beſchluͤſſe des 22. Ge⸗ 
nerallandtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft, hierdurch Meine landesherrliche 
Genehmigung und weiſe Sie an, dieſe Zuſammenſtellung und Meinen gegen⸗ 
watch Erlaß durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 
ringen. 
; Berlin, den 28. Februar 1859, 


Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Flottwell. Simons. 
An die Miniſter des Innern und der Juſtiz. 


Zuſaͤtz⸗ 


"E ` We 


Zuſätzliche Beſtimmungen 


zu dem 


Revidirten Oſtpreußiſchen Landſchaftsreglement vom 24. Dezem⸗ 
ber 1808. und den hierzu ergangenen Ergänzungen. 


J. N 

Die Oſtpreußiſche Landſchaft wird ermächtigt, neben den drei ein halb⸗ 
prozentigen auch vierprozentige Pfandbriefe auszufertigen. Der Zeitpunkt fuͤr 
die Emiſſion der vierprozentigen Pfandbriefe wird mit Ruͤckſicht auf den Zu⸗ 
ſtand des Geldmarktes von einem Kollegio beſtimmt, welches aus der Gene⸗ 
rallandſchafts-Direktion mit Hinzutritt der Departements-Direktoren beſteht, 
und welches über dieſe Frage in feiner Majorität entſcheidet. In gleicher Weiſe 
iſt dieſes Kollegium befugt, die Ausgabe der vierprozentigen Pfandbriefe wie⸗ 
der einzuftellen. i : 

Fuͤr die Dauer der Emiſſion vierprozentiger Pfandbriefe haben die Dar- 
lehnsſucher die Wahl, ob ſie in drei ein halbprozentigen oder in vierprozenti⸗ 
gen Pfandbriefen die nachgeſuchten Darlehne ſich wollen ausfertigen laſſen. 

Die vierprozentigen Pfandbriefe unterliegen denſelben geſetzlichen Beſtim— 
gen, wie die drei ein halbprozentigen, und es zahlen mithin auch die Schuld— 
ner der vierprozentigen Pfandbriefe vier ein halb Prozent jaͤhrliche Beitraͤge in 
den angeordneten Raten zu Johanni und Weihnachten jeden Jahres an die 
Landſchaft. Das nach Berichtigung der Kupons uͤbrig bleibende halbe Pro- 
zent wird, ſoweit es zur Beſtreitung der Adminiſtrationskoſten nicht erforder- 
lich iſt, zur Verſtaͤrkung des eigenthuͤmlichen Fonds der Landſchaft verwendet. 


II. 


. 
Wenn diejenigen Pfandbriefe, welche den jedesmal hoͤchſten, bereits feft- 
. Zinsfuß gewähren, keinen Parikurs ſollten erlangen koͤnnen, fo ift die 
andſchaft ermaͤchtigt, den Kursverluſt, auf eine gerade Summe abgerundet, 
als ein beſonderes landſchaftliches Anlehen auf den Antrag des Schuldners 
berzugeben; doch muß dieſer Antrag ſpaͤteſtens bei dem Empfange des nach: 
geſuchten Darlehns angebracht werden. 


H. 2. , 

Dieſes Darlehn darf zehn Prozent vom Mennwerthe des nachgefuchten 

Pfandbriefsanlehns nicht uͤberſteigen. Daſſelbe wird zunächft aus den verfuͤg⸗ 

baren baaren Beftänden der Landſchaft gewährt. Soweit diefe nicht ausreichen, 

können dazu auch Pfandbriefe des eigenthüͤmlichen Fonds verwendet werden, 

doch muß der letztere auf der unantafibaren Höhe von 850,000 Kthlr. Pfand⸗ 
briefen erhalten bleiben. | 

Gr. 5028.) 13* $ 3. 
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§. 3. 

Der Schuldner ſtellt uͤber das beſondere landſchaftliche Darlehn eine ein⸗ 
tragungsfaͤhige Obligation aus, in welcher er die Verzinſung des Darlehns 
mit fuͤnf Prozent und deſſen Ruͤckzahlung in zehn gleichmaͤßigen, auf einander 
folgenden Semeſterraten uͤbernimmt. 


F. 4. 
Außerdem hat der Schuldner fuͤr das Zuſchußdarlehn die Stelle unmit⸗ 


telbar hinter den Pfandbriefen im Hypothekenbuche zu beſchaffen und iſt es 
dort mit dieſer Prioritaͤt einzutragen. ; 


III. 


H. 1. 

Der Name des verpfaͤndeten Gutes, des Kreiſes und Departements 
wird in den Pfandbriefen nicht mehr genannt; dieſelben werden vielmehr nach 
dem beiliegenden Formulare unter fortlaufenden Littern und Nummern im Be⸗ 

p airte der ganzen Oſtpreußiſchen Landſchaft ausgefertigt. Es erhalten: 
; Littera A. die Points à 1000 Rthlr. 
Sue = a 500 = 


nd E e 
z C. = z à 300 = 
2 D. =: = à 200 s 
ihre = a 100 = 
gie Bas z Mann EIE | 
Silbe z . 25 „ 

In jeder Littera fangen die Nummern mit Eins an. 


H. 2. 
Eine jede Pfandbriefsgattung von einem beſtimmten Zinsfuße hat ihre 
eigene Numerirung und wird durch einen verſchiedenen Farbendruck aͤußerlich 
kenntlich gemacht. 


A ‚But 

Die Eintragung der Pfandbriefe im Hypothekenbuche findet nicht mehr 
ſtatt; ſie werden vielmehr auf Grund von Schuldurkunden ausgefertigt, welche 
in Hoͤhe der bewilligten Anleihe, nebſt Zinſen, auf das betreffende Gut fuͤr die 
Landſchaft eingetragen, reſp. umgeſchrieben werden muͤſſen. Auf Grund dieſer 
Eintragung vollzieht das zuſtaͤndige Kreisgericht die Pfandbriefe zur Beglau- 
bigung der Richtigkeit und läßt fie mit dem Gerichtsſiegel in Buchdruckerfarbe 
edrucken. 


H. 4. 


Die Schuldurkunden ſind gerichtlich oder notariell oder vor einem Land⸗ 
ſchafts- Syndikus auszuſtellen. Den Syndieis der Landſchaft wird de 
we 
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Zweck die Befugniß, Urkunden dieſer Art aufzunehmen und auszufertigen — 
den alſo aufgenommenen Urkunden aber wird die Glaubwuͤrdigkeit von Nota⸗ 
riatsakten und insbeſondere die Eigenſchaft beigelegt, Eintragungen in den Hy⸗ 
pothekenbuͤchern zu begruͤnden. i ) 

Der geſetzliche Stempel ift zu den Schuldurkunden zu kaſſiren, während 
es zur Ausfertigung der Pfandbriefe keines Stempels bedarf. 


H. 35. 


Der gerichtliche Eintragungsvermerk wird nicht auf die Pfandbriefe, 
ſondern auf die Obligation des Beſitzers geſetzt. 


F. 6. 

Die Generallandſchafts⸗Direktion druckt naͤchſtdem den Pfandbriefen das 

landſchaftliche Siegel bei, laͤßt ſie in das Landſchaftsregiſter eintragen und 
darüber auf der Ruͤckſeite der Pfandbriefe einen Vermerk machen. 


Ae 7. 
Ebenſo fügt fie den Pfandbriefen Zinskupons bei, in denen die Zahl⸗ 
ftellen für die Zinſen bezeichnet find. Der Stichkupon wird aͤußerlich kennt⸗ 
lich gemacht. 


H. 8. í ; 
Wenn ein Gutsbeſitzer eine nach $. 1. ff. eingetragene Pfandbriefs for⸗ 

derung zuruͤckzahlen will, ſo hat er einen gleich hohen Betrag neuer Pfand⸗ 
briefe von demſelben Zinsfuße nebſt den dazu gehörigen Kupons einzuliefern. 
Die Generallandſchafts- Direktion verſieht ſie mit dem Kaſſationsvermerke, 
loͤſcht fie im Landſchaftsregiſter und fendet fie mit der Obligation des Guts- 
beſitzers an dasjenige Kreisgericht, welches die Obligation eingetragen hat. 
Das Kreisgericht loͤſcht die Pfandbriefsforderung im Hypothekenbuche, durch⸗ 
ſtreicht die Ingroſſationsnote und kaſſirt die Obligation und die Pfandbriefe. 
Hierauf ſendet es dieſe Dokumente an die Generallandſchafts-Direktion zuruͤck, 
von welcher die Pfandbriefe vernichtet werden. 


§. 9. 
; Wenn nur ein Theil der Pfandbriefsforderung zurückgezahlt ift und ge- 
loͤſcht werden foll, jo wird die Obligation nicht kaſſirt, ſondern auf dieſelbe 
nur ein Vermerk uͤber die theilweiſe Loͤſchung geſetzt. 


§. 10. 


Der Gutsbeſitzer ift befugt, úber die von ihm bezahlte Darlehnsforde— 
rung der Landſchaft, wie uͤber jede andere Hypothekenforderung auf ſeinem 
Gute, welche er bezahlt hat, zu verfuͤgen, jedoch ohne die Privilegien der Land⸗ 
ſchaft und mit Vorbehalt des Vorzugsrechtes fuͤr die der Landſchaft auf dem 
Gute verbleibende Forderung. In dieſen Faͤllen werden nur die eingezahlten 
Pfandbriefe vom Gerichte kaſſirt und von der Generallandſchafts-Direktion 
vernichtet. 

(Nr. 5028.) $ 11. 
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H. 11. 


Wenn bei einem verdorbenen Pfandbriefe, welcher nach dem neuen For⸗ 
mulare ausgefertigt iſt, die Randform, Nummer, Littera, Summe und der Ort 
des Gerichts, von welchem er beglaubigt, oder das Folium des Landſchafts⸗ 
Regiſters, in welches er eingetragen worden, noch voͤllig kennbar und leſerlich 
ſind, ſo muß die Generallandſchafts-Direktion an deſſen Stelle dem Inhaber 
einen anderen Pfandbrief ausfertigen, von dem Gericht, welches den verdorbe— 
nen Pfandbrief beglaubigt hat, beglaubigen laffen und dem Inhaber gegen Er- 
ſtattung der Koſten aushaͤndigen. 


$. 12. 


Die für die Landſchaft eingetragenen Darlehns forderungen werden den 
Inhabern neuer Pfandbriefe ausſchließlich und derartig zu ihrer Sicherheit an⸗ 
gewieſen, daß ſie von anderen Glaͤubigern des Inſtituts auf keine Weiſe in 
Anſpruch genommen werden koͤnnen, und daß das Kreditinſtitut úber fie nur 
Behufs der Einloͤſung von neuen Pfandbriefen, außerdem aber nur inſoweit, 
als vorher ein entſprechender Theil von Pfandbriefen aus dem Umlauf zuruͤck⸗ 
gezogen und kaſſirt, oder nach geſchehenem Aufgebot hinſichtlich des Pfand- 
briefrechts praͤkludirt worden iſt, disponiren darf. Auch findet die General⸗ 
Garantie der Oſtpreußiſchen Landſchaft fuͤr die Pfandbriefe des neuen For— 
mulars in derſelben Weiſe, wie fuͤr die Pfandbriefe des alten Formulars ſtatt. 


$. 13. 


Auf den Antrag des Gutsbeſitzers koͤnnen die auf ſein Gut lautenden 
aͤlteren Pfandbriefe, welche er der Generallandſchafts-Direktion einreicht, oder 
deren Herbeiſchaffung dieſelbe vermittelt, in Darlehnsforderungen der Land— 
ſchaft, mit einem gleichen oder höheren Zins fuß, das letztere jedoch unter Wor- 
behalt der Rechte der bereits eingetragenen Glaͤubiger, umgeſchrieben werden. 
Dieſe Umſchreibung iſt auf Vorlegung der aͤlteren Pfandbriefe, ohne Loͤſchung 
derſelben, mittelſt eines an deren Stelle im Hypothekenbuche einzutragenden 
Vermerkes zu vollziehen, und die darauf folgende Ausfertigung der Pfand⸗ 
briefe des neuen Formulars nach den allgemeinen dafuͤr maaßgebenden Bor- 
ſchriften, jedoch ſtempelfrei, zu bewirken. 

Ebenmäßig koͤnnen die Inhaber aͤlterer Pfandbriefe gegen Einreichung 
derſelben an die Generallandſchafts⸗Direktion deren Umſchreibung in Pfand» 
briefe des neuen Formulars zu demſelben Zinsfuße auf ihre Koſten verlangen. 


§ 14. 


Saͤmmtliche Privilegien der Landſchaft, namentlich die Exekutionsbefug⸗ 
niß, finden auf die nach dieſer Verordnung ausgefertigten Pfandbriefe und die 
ihnen zum Grunde liegenden Obligationen Anwendung. 
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(Nr. 5029.) 


(Nr. 5028—5029.) 


bien ` ` | 


(Nr. 5029.) Bekanntmachung des Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 28. Februar 1859., die Ge- 
nehmigung der Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Benennung: 
„Magdeburger Waſſer⸗Aſſekuranz⸗Aktiengeſellſchaft“, mit dem Domizil in 
Magdeburg, betreffend. Vom 8. Maͤrz 1859. 


S. Königliche Hoheit der Prinz Regent haben im Namen Sr. Majeftät 
des Könige mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 28. Februar d. J. die Errich⸗ 
tung einer Aktiengeſellſchaft unter der Benennung: „Magdeburger Waſſer⸗Aſſeku⸗ 
ranz⸗Aktiengeſellſchaft“, mit dem Domizil in Magdeburg, Regierungsbezirks Mag⸗ 
deburg, zu genehmigen und das durch notarielle Urkunde vom 20. Dezember 
1858. verlautbarte Geſellſchaftsſtatut zu beftätigen geruht, was hierdurch nach 
Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes úber die Aktiengeſellſchaften vom 9. Novem- 
ber 1843. mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der 
Allerhoͤchſte Erlaß nebſt Statut durch das Amtsblatt der Königlichen Regie— 
rung zu Magdeburg bekannt gemacht werden wird. 


Berlin, den 8. Maͤrz 1859. 


Der Miniſter Der Miniſter für Handel, Gewerbe 
des Innern. und öffentliche Arbeiten. 
Flottwell. v. d. Heydt. 


Nedigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
> (N. Decker). 


